
Mindestmengen 
Die Qual der Zahl oder Mittel der Qualitätssicherung?

Ärztliches Handeln orientiert sich stets an den allgemein anerkannten, medizinisch  
wissenschaftlich begründeten Standards des jeweiligen Fachgebiets. Aber nicht jeder 
Facharzt darf alle in den Weiterbildungsordnungen definierten Leistungen seines 
Fachgebiets erbringen und abrechnen. Vielmehr bestehen weitergehende persönliche  
und fachliche Leistungsbegrenzungen, die bei der Berufsausübung zu beachten sind. 

Z u den Leistungsbegrenzun-
gen zählen insbesondere 
qualitäts- und qualifikati-
onsgebundene ärztliche 
Leistungen, die nur derjeni-

ge zulasten der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) erbringen und ab-
rechnen darf, der die im Gesetz oder von 
den Selbstverwaltungsgremien (Ge-
meinsamer Bundesausschuss) festgeleg-
ten Voraussetzungen erfüllt (z.B. Rönt-
gen, Teilnahme an der Schmerztherapie-
vereinbarung etc.). 

Auch die Durchführung einer be-
stimmten Anzahl von Leistungen inner-
halb einer bestimmten Leistungsperiode 
wird vom Gesetzgeber als qualitätssi-
cherndes Instrument eingestuft. Soge-
nannte Mindestmengen sollen zu einer 
Qualitätssicherung im Krankenhaus bei-
tragen. In ihrem Krankenhaus-Report 
2017 hat die AOK zuletzt eine Verschär-
fung der bestehenden Mindestmengenre-

gelungen für mehr Qualität im Kranken-
haus gefordert. Während die einen solche 
Mindestmengenregelungen wegen ausrei-
chender Fallzahlen nicht tangieren, wird 
sie für andere zur Hürde für oder gegen 
die Berechtigung zur Leistungserbrin-
gung. Nicht selten erachten diejenigen 
Leistungserbringer, welche die geforder-
ten Mindestmengen nicht erreichen, die 
Regelungen als ungerechte Marktzu-
gangsregeln und die Berufsausübung ein-
schränkende Normen, die verfassungs-
rechtlich unzulässig seien. Sie fordern zu-
mindest eine Herabsenkung der geforder-
ten Fallzahlen. Warum Mindestmengen 
überhaupt eingeführt wurden und ob sie 
ihre Berechtigung haben, wird im Folgen-
den dargestellt.

Rechtsgrundlagen
§ 136 b Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Sozialge-
setzbuchs (SGB V) bestimmt, dass der 
Gemeinsame Bundesausschuss (GBA) für 

zugelassene Krankenhäuser einen Kata-
log planbarer Leistungen, bei denen die 
Qualität des Behandlungsergebnisses von 
der Menge der erbrachten Leistungen ab-
hängig ist, sowie Mindestmengen für die 
jeweiligen Leistungen je Arzt oder Stand-
ort eines Krankenhauses beschließen soll. 
Dieser Mindestmengenkatalog ist für die 
Krankenhäuser verbindlich und darf 
nicht unterschritten werden. Ärzte bezie-
hungsweise Krankenhäuser, welche die 
festgelegten Mindestmengen nicht errei-
chen, dürfen die im Katalog aufgeführten 
Leistungen daher nicht (mehr) erbringen. 
Einem Krankenhaus, das die Leistung 
dennoch durchführt, steht kein An-
spruch auf Vergütung zu – auch wenn die 
Behandlung indiziert war und fehlerfrei 
erfolgte. Allerdings gibt es Ausnahmen-
regelungen: Aufgrund des Eingriffs in die 
Berufsausübungsfreiheit der betroffenen 
Ärzte und der teils erheblichen finanziel-
len Auswirkungen für die Krankenhaus-
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träger hat der GBA zur Vermeidung von 
unbilligen Härten bei nachgewiesener 
Qualität auch unterhalb der festgelegten 
Mindestmengen über Ausnahmetatbe-
stände zu entscheiden.

Sinn und Zweck von Mindestmengen
Hintergrund für die Einführung von 
Mindestmengen ist die Annahme, dass 
Quantität und Qualität einer ärztlichen 
Leistung voneinander abhängig sind. 
Mindestmengen sollen der Risikoab-
wehr und damit letztlich der Patienten-
sicherheit dienen. In verschiedenen Stu-
dien mit zugegebenermaßen unter-
schiedlicher Provenienz und Evidenz ist 
ein Zusammenhang zwischen der Häu-
figkeit durchgeführter Operationen und 
der Qualität des Behandlungsergebnis-
ses nachgewiesen worden. Darauf beruht 
die jedenfalls im Ergebnis aller Untersu-
chungen nachvollziehbare Annahme, 
dass Mindestmengen im Sinne eines Ins-
truments der Qualitätssicherung grund-
sätzlich als Voraussetzung für eine qua-

litativ gute Leistung gewertet werden 
können. Die Regelungen sollen nur den-
jenigen die Leistungserbringung ermög-
lichen, die über entsprechende Erfah-
rungen verfügen und diese regelmäßig 
anwenden. Hierdurch sollen eine ange-
messene Versorgungsqualität sowie die 
kontinuierliche Verbesserung des Ver-
sorgungsniveaus sichergestellt werden.

Wo werden Mindestmengen 
angewendet?
Aufgrund der beruflich und wirtschaft-
lich einschneidenden Wirkungen dürfen 
Mindestmengen nur für diejenigen 
Krankheitsbilder bzw. Eingriffe vorgese-
hen werden, bei denen feststeht, dass ge-
rade die Regelmäßigkeit der Durchfüh-
rung eine Maßnahme der Qualitätssi-
cherung darstellt, die anderen Maßnah-
men der Qualitätssicherung überlegen 
ist. Dies ist insbesondere bei denjenigen 
Versorgungsbereichen der Fall, bei de-
nen vergleichsweise geringe Fallzahlen 
auf eine hohe medizinische Komplexität 

mit besonders hohen Anforderungen an 
die Versorgung und/oder besonders 
hohe medizinische Risiken treffen. Für 
die Einführung einer Mindestmengen-
regelung für eine bestimmte Behand-
lung muss die Versorgungsqualität eine 
Abhängigkeit von der Leistungsmenge 
aufweisen. Dies ist dann der Fall, wenn 
die Studienlage nach wissenschaftlichen 
Maßstäben einen solchen Zusammen-
hang wahrscheinlich machen kann. Ein 
sicherer Kausalzusammenhang ist hier-
nach nicht erforderlich. Leistungen, die 
zur Routineversorgung eines Fachge-
biets zählen, müssen von jedem Facharzt 
beherrscht werden und sollen daher von 
vornherein keiner Mindestmengenbe-
grenzung unterliegen.

Mindestmengen werden immer nur 
für planbare Leistungen beschlossen, so-
dass Notfallbehandlungen und unvor-
hersehbare Leistungen nicht umfasst 
werden. Eine Planbarkeit der Leistung 
liegt jeweils nur dann vor, wenn ein 
Krankentransport typischerweise risiko-
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frei erfolgen kann. Ist dies nicht der Fall, 
darf auch ein Krankenhaus, das die ge-
forderten Mindestmengen nicht erreicht, 
bei fachlicher Eignung des Personals die 
erforderliche Leistung durchführen.

Der auf Grundlage des § 136 b Abs. 1 
Nr. 2 SGB V zuletzt ergangene Beschluss 
des GBA vom 7.12.2016 sieht in seiner 
Anlage 1 folgende Mindestmengen vor: 

—— Lebertransplantationen: 20, 
—— Nierentransplantationen: 25, 
—— komplexe Eingriffe an den Organsys-
temen Ösophaguns oder Pankreas: 10,

—— Stammzelltransplantation: 25,
—— Knie-Totalendoprothesen: 50 und
—— für die Versorgung von leichtgewich-
tigen Früh- und Neugeborenen: 14. 

Die Festlegung weiterer Mindestmengen 
für andere Krankheitsbilder bzw. Ein-
griffe bleibt dem G-BA vorbehalten. Da-
her ist in Kürze mit einer Ergänzung des 
bestehenden Katalogs mit zahlenmäßig 
seltenen, komplexen Eingriffen zu rech-
nen. Hierzu zählt ggfs. auch die Versor-
gung mit Cochlea-Implantaten. Das 
Bundessozialgericht hat mittlerweile in 
einigen Entscheidungen zur Rechtmä-
ßigkeit der Einführung von Mindest-
mengenregelungen Stellung genommen. 
Dabei war stets zu prüfen, ob die ein-
schränkenden Festlegungen verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigt sind. Das 
BSG führt daher in seinem Urteil vom 
12.09.2012 – B 3 KR 10/12 R –  als Grund-
regel für die Festlegung von Mindest-
mengen aus:

„Der GBA ist in der stationären Ver-
sorgung bei Leistungen von hoher Kom-
plexität, bei denen die mit wissenschaft-
lichen Belegen untermauerte Erwartung 
gerechtfertigt ist, dass die Güte der Leis-
tungserbringung in besonderem Maße 
auch von der Erfahrung und Routine mit 
der jeweiligen Versorgung beeinflusst 
wird, zur Festsetzung von Mindestmen-
gen berechtigt; dazu muss durch aussa-
gekräftige Studien ein Zusammenhang 
zwischen der Häufigkeit durchgeführter 
Operationen und der Qualität des Be-
handlungsergebnisses belegt sein.“

„Bei der Frage nach dem Umfang der 
festzusetzenden Mindestmenge, bei der 
Auswahl, ob die Mindestmenge pro Arzt 
oder pro Krankenhaus vorzunehmen ist 
und inwieweit Ausnahmetatbestände zu 
statuieren sind, ist die gerichtliche Prü-
fung darauf beschränkt, ob der GBA auf 

Grundlage der zutreffend ausgewerteten 
Studienlage und unter Berücksichtigung 
der berührten Interessen vertretbar zu 
der Einschätzung gelangt ist, dass die 
Güte der betreffenden Versorgung durch 
eine Mindestmenge in relevanter Weise 
zusätzlich gefördert werden kann.“

Angesichts dieser in der Rechtspre-
chung geforderten restriktiven Voraus-

setzungen und der stets erforderlichen 
Vereinbarkeit mit den verfassungsrecht-
lich geschützten Rechtsgütern der Be-
troffenen ist bei der Festlegung von Min-
destmengen grundsätzlich Zurückhal-
tung geboten; zudem ist sicherzustellen, 
dass Grenzfälle interessengerecht gelöst 
werden und Ausnahmetatbestände ge-
schaffen werden, die es auch denjenigen 
Häusern ermöglichen, die von Mindest-
mengen betroffenen Leistungen zu er-
bringen, wenn diese Leistungen bisher 
noch gar nicht angeboten wurden. Hier-
bei ist vorzusehen, dass mit nachvoll-
ziehbaren Prognoseentscheidungen eine 
Einbindung solcher Häuser in den Ver-
sorgungssektor gewährleistet werden 
kann.

Argumente der Kritiker
Nicht von der Hand zu weisen ist das Ar-
gument einiger Kritiker, dass Mindest-
mengenregelungen der Zentralisierung 
von Leistungen zu Gunsten einer höhe-
ren Spezialisierung, aber zu Lasten einer 
breiten Streuung von Erfahrung und 
wohnortnaher Versorgung dienen. Ins-
besondere kleinere Krankenhäuser kri-
tisieren, dass ihnen das Erreichen der 
Mindestmengen kaum möglich ist und 
sie Gefahr laufen, dass bestimmte Leis-
tungen nur noch in den großen Häusern 
durchgeführt werden können. Gerade in 
besiedlungsschwächeren Gebieten be-

deutet dies, dass Patienten oft größere 
Wegstrecken zurücklegen müssen, falls 
das nächstgelegene Krankenhaus die 
Mindestmengen nicht erreicht und die 
jeweilige Leistung daher nicht durchge-
führt werden darf.

Für diese Fälle hat der Gesetzgeber 
aber vorgesorgt: Die für die Kranken-
hausplanung zuständigen Landesbehör-
den können nämlich nach § 136 Abs. 5 
SGB V Ausnahmetatbestände bestim-
men, wenn die Anwendung einer Min-
destmenge dazu führen könnte, die flä-
chendeckende Versorgung zu gefährden. 
Ansonsten rechtfertigt es die besondere 
Versorgungsqualität im eigenen Interes-
se des Patienten, für eine bestimmte Be-
handlung ggf. eine längere Fahrzeit in 
Kauf zu nehmen. Da es sich jeweils um 
planbare Eingriffe handelt, können be-
troffene Patienten ihren Krankenhaus-
aufenthalt im Übrigen im Voraus planen 
und zusammen mit ihrem Arzt das für 
sie bestmögliche Krankenhaus auswäh-
len.

Fazit
Mindestmengenregelungen sind nach 
Auffassung des Gesetzgebers unter rest-
riktiven Voraussetzungen geeignet, die 
erforderliche Qualität der Behandlung 
bei besonders komplexen Krankheitsbil-
dern zu sichern. Besteht zwischen der 
Versorgungsqualität und der Leistungs-
menge eine wissenschaftlich nachgewie-
sene Abhängigkeit, rechtfertigt der Pati-
entenschutz die Einführung einer Min-
destmenge. Nur diejenigen Leistungser-
bringer, die über die erforderlichen Er-
fahrungen der jeweiligen Behandlung 
verfügen, sollen diese durchführen dür-
fen. Auch wenn das Bestehen bzw. die 
Einführung einer Mindestmengenrege-
lung für andere Leistungserbringer ei-
nen beruflichen und wirtschaftlichen 
Einschnitt bedeutet, muss das vorrangi-
ge Ziel der besten medizinischen Versor-
gung zugunsten von mehr Patientensi-
cherheit verfolgt werden.
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Dr. Albrecht Wienke, RA
Köln
Fachanwalt für 
Medizinrecht

Linda Kuball, RÄ
LL. M. Medizinrecht 

„Mindestmengen 
sollen Risikoabwehr 
und Patientensicher-

heit dienen.“
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